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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL

REGIERUNGSRATES DES KANTqNS SOL0THURN

5. März 1968 Nr. 1087

1.

Die~ Q~Jiu~ legt d~em Regierungs—

rat den spez )ien ~ ‘~,, Stein~rube~Giutz~
mit speziellen Bauvorschriften zur Genehmigung vor, Der Plan lag
vom 27,12.1963 bis 31.1.1964 offentlich auf. Die Auflage war im
Amtsblatt Nr. 52/63 publiziert worden. Der Gemeinderat genehmigte
den Plan und die speziellen Bauvorschriften ari~. 28,6.1966. Gleich
zeitig wurden 25 Einsprachen erledigt. Der Gemeinderat ist auf

1 Einsprache ni~q~1t eingetreten,
2 Einsprachen hat er gutgeheissen,
6 Einsprach~en hat er in einzelnen Punkten gutgeheissen, Lm

übrigen ab~wiesen,
11 Einsprachen*hat er abgewiesenund

5 Einsprachen sind zufolge Rückzuges gegenstandslos g~wørden.

An die Gemeindeversammlung wurden zwei Beschwerden von ir~.sgesamt
7Besehwerdefuhrern eingereicht Am 24. Mai 1967 hat die Gemeinde—
versammlung der Stadt Solothurn s~ffit1iche~Beschwerd~ ~wTe~en und
d~n speziellen Bebauungsplan “Westliche Steillgrube—GIutZeilTlübelitl
mit den dazugehorigen Bauvorschriften genehmigt. Gegen diesen Ent
scheid gingen b~i~1 ügsrat~

a) Von Herrn D~. Charles Studer, Fursprecher und Notar, Solothurn,
namens und im Auftrag folgender Beschwerdefuhrer~

- Dr~. Max B~osi, alt Oherrichter, Holbeinweg 11, Solothurn
(Eigentumer von GB Nr. 1571)

— Dr. 1‘riedrich TJrf er, Arzt, Ho1bein~eg 2, Solothurn
(Eigentumer von GB N~. 309~)
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- Dr. Albert Dobler, Zahnarzt, Midartweg 7, Solothurn
(Eigentümer von GB Nr. 1628)

— Kurt Flury, Gerichtsschreiber, Midartweg 18, Solothurn
(Eigentümer von GB Nr.. 9471)

* Geschwister Bareiss, Holbeinweg 4, Solothurn
(Eigentümer von GB Nr. 1505.

b) Von Herrn Dr. Fritz Reinhardt, Fürsprecher und Notar, Solothurr,
namens und im Auftrage des.:

H~rrn Dr. Walter Born, Haffterstr~sse 10, Solothurn,
~namens seiner ~hefrau Elisabeth Born-Obreeht
(Eigentumerin ~on GB Nr. 2807) —

- ferner in eigenem Namen Herr Dr. F~‘itz Reinhardt, Fur—
sprecher und Notar, Haffnerstr~sse 13, So1othu~
(Eigentumer von GB Nrn. 1771 und 1772).

Als Eigentümer von im Gebietdes:.B~~uuflgsp1anes.liegefld~n Grund
stücken sind sämtliche Beschwerdefü~ir.er zur Bes~hwerd~ legitimiert.
Die gesetzlich vorgeschrieben~ Frist zur Einreichung der Beschwerden
wurden eingehalten. Aus diesem Grunde is‘~ auf die Besehwe.rden einzu
treten. . .

IIL.

Rechtsbe~ehren~ Beschwerdebegrundun~en sowie Vernehmlassung der
Stadt Solothurn.

a) Namens und im Auftrag d~r von ihm vertretenen Gruppe von
Beschwerdefuhrern stellte Herr Dr. Charles Studer folgende
Rechtsbegehren

‘TEs s~i i~rh speziellen Bebauungsplan .~Westli~he st.eingru~e
GlutzenhubeliH das Gebiet westlich des Holbeinweges bis zur

~r~a~e und sü~1lich der neu geplanten Ve~‘bindungsstrasse
Holbeinweg—Bergstrasse, sow~e das Gebiet zwischen Waisen
haus strasse, Midartweg, Kreuzanstrasse und Kruzlimattweg in
die Zone mit zweigeschossiger Bauweise einzureihen, eventuell,
es sei die Einwohnergemeinde Solothurn an~uweisefl, die Abänderung
des Bebauungsplanes im vorerwähnten Sinne vorzunehmen.t‘
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In s.ein.er~ ~egründung stellt der Vertreter der Beschwerdeführer

zunachst fest, dass ursprunglich in diesem Gebiet dreigeschossig

gebaut werden k:o~2nte Im neuen Plan seien einige Teile nur noch

zweigeschossig uberbauha~ Die Beschwerdefuhrer hatten vom Anfang

des Verfahrens an verlangt, dass ~ioch weitere Teilgebiete nür

..zwe~gaschossig.. über~aüt werden sollten~ Zum Teil habe man ihnen

:entsproche.i~., wobei das Gebiet Steingrubenstrasse — Kreuze~nstrasse —

Midartweg — Holbeinweg der zweigeschossigen Zone zugeteilt worden

sei0 Im übrigen sei die Einsprache. abgewiesen worden. Aus •der Be—

• griindung~der Gutheissung gehe hervor, dass offenbar dort, nur

~we~i~eschossig gebaut werden dürfe,. wo $ch der Hang naoh Süden

neige, dreigeschossig jedoch, wo das. Gebiet ~h~r eben sei~ Die heute

in der Beschwerde formulierten Rechtsbegehren entsprachen denen,

die seInerzeit auch der Beschwerde an die ~Geriieindeversammlung

zugründe gelegt worden seien0 •Das Stein~‘iibengebiet, das si~ch vom

Verenenbach . bis zum Dürrbach erstrecke, ~sei in. •sich geschlossen

und ~~eise dnrchwegs einen ähnlichen Charakte~ auf. Es umfasse

~er.schi~d.ene Hänge und Terrassen, welcheium Teil durch di~ Stein

brüche, die dort seinerzeit ausgdheutet wui~den.,entstanden seien.

Es sei zu einem bevorzugten Wohngebiet der Stadt SolothuI~n ge

worden und vor allem mit Einfamilienhäusern überbaut. Allerdings

seien leider auch gewisse Wchnbiöcke in einer Zeit ents~nden,

ai~ wen±g Verständnis für eine gesunde Planung aufgebracht habe.

• . Di~se Gebäude mil~te~i als abschreckende Beispiele angerührt werden
und dürften nicht äls Präjud~z für den vorliegenden Beba~uungsplan

geit~n. Der Charakt~r des Steingruben—Quartiers dürfe nicht dadurch

verändert werden, dass man die dreigeschossige Bauweise vorsehe~

denn dreigeschossi~e Bauweise ermögliche die Erstellung von BJock—

bäuteü~ Es sollten für das ganze Gebiet die gleichen Vorschriften

gelt~n, d.a es als Willkür zu betrachten sei, wenn zum Teil zwei—

geschossig und zum Teil dreigeschossig gebaut werden könne. Durch

vermehrte Ueberbauung mit Block.bauten gehe der ruhige Charakter

des Quartiers verloren7 da der motorisierte Verkehr und damit der

Lärm zunehmen. Bald einmal würden auch die vorhandenen Quartier-

strassen nicht mehr genügen. Das erwähnte Prinzip~ dort zwei—

geschossig zu bauen, wo der Hang ansteige und dort dreigeschossig,
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wo ein Gebiet eben verlaufe~ sei ebenfalls nicht konsequent durch—

gefuhrt worden. Oestlich des Holbe~nweges sei zweigeschossige

Bauweise vorgesehen, wesentl±ch davon aber dreigeschossige, obschon

das Terrain dort auch ansteige Besonders stossend sei der Unterschied

bei der Liegenschaft Kurt~ cie auf ebenem Terrain stehe, aber nur

zweigeschpssig Uberba~t werd,en könne. Sie schliesse südlich an das

Gebiet westlich des Holbeinweges an, wo dreigeschossig gebaut

werden dür. :

~ keinenFall dürfe bei de~ Planung et~adarauf:R~o~si~cht

ge~o~m~n werden,~ Grundeigen~Ume.r ihre.: .Gri~nd, stücke best

mbglich, im vorliegenden Fall also dr~iges.~hossig, Uberbauen

möchten. Aus dies~n Ueberlegungen geh~ hervor, .~ass . d~ •Bebauungs

plan nicht kons~quent durchgeführt. worden und, d~he~. als: willkürlich

mi ~inne d~r ~tändigen.Rbchtssp~ec:hu~ig des .Re.gier~zigsrates zu

bezeichnen ~ei~ .L :. :

b) Namenshn.~i~nAuft~ag~ von Herrn Dr~ W~lter~orn und in seinem
eigenen Namen stellte H~rr D1~j z~einha~ folgende Rechts

b~gdhren~ . . . . -

tt1~ Der spezielle Bebauungspi~an ‘tWestliche Steingrube—Glutzsn—

hubeli“ sei nur unter dem Vorbehalt zu genehmigen, dass

a) derflördllcheTeilderLiegenschaft Glu:tzenhübeli GB Nr. 223
die Grundstücke östlich der Bergstrasse und südlich der

Haffnerstrdss.e (GB Nr~ 1770 Gebr~ Hü.s1er~ GB Nrn. 1771. und

:.~l772Dr~:sF~.Reinhardt~ GB Nr.,i855W~.Flück~ger; GB Nr. 224

~ Flückigär) . -

c)-di~ Grundstücke.w~tlich der Haffnerstrasse (GB Nr. 2807

Frau Dr., W. Born~.GB.Nr, .226 Einwohnergemeinde Sölothurn)

in d~.r Zone der zweigeschossigen Bebauung eingereiht wurden.

Even~U~,: ~ie erwähnten Grundstücke seien in~ regierungsrätli—

che~ Genehmigung.sbesc~11l:~ss in die Zone der zweigeschossigen Be—

bau~nge~zureihen~... . .
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2. Eventuell

a) De~ spezielle Bebauungsplan “Westliche Steingrube-Glutzen—
hübeli“‘ sei. nur .unterdem Vorbehalt zu genehmigen, dass

aaY ddr nördlichd~ Teil der Liegenschaft Glut~enhübeli GB Nr. 223

bbY~ das Grund~tilck GB Nr.‘ 224 A. ‘Flückigei~

cc) das Grundstück GB: Nr‘~. 226 Einwohnergemeinde .Solothurn

in die Zone der 2—geschossigen Bebauung eingereiht wurden.

b) Eventuell: Dieerwä~nten Grundstücke seien, im regierungs- -

rätlichen GenehmigungsbesQhluss in.die •Zone der zweigeschossigen

Bebauung einzureihen.“ . . .. . .

Nach feststehender Praxis könne‘ sich die.‘P~üfung‘. des ‚.vo~i

einer ~emeir~de ~rl~ssene~‘ Bebauungspla‘nes‘.im.r.egie~ungsrätl,~chen

Genehrhigung‘sv‘e-rfähren im Regelfall nur auf ‘Willkür -beziehen.~,.

Hie±~ sei j‘ed‘och.der Vorbehalt anzub~ingen, dass-sich d~r Be—::.

bauungsplan‘ auf ein Gebi.~t beziehe,. welches .d~r.c,h einen k~ntonal—

rechUichen Erlass unter Derkmals.chutz gestellt.worden sei.

Dadurch seifl die Prüfungsbefugn~s des Regierungsrate.s gege~iüber

diesem Tei1~des Planes nicht au~ Willkür beschränkt,. sq~ide~.‘n..

umfasse auch Ermessensfragen. Was. aus‘ Grund, der Alt~r‘~üm~er~

Verordnung~ vom l8~ 4.1962. vom Regierungsrat g~rfügt wor.de~ sa~,

dürfe durch einen Gemeindeerlass weder ausser ~raft. ~ges.etzt,

.‘nQ.~h.‘be4nträchtigt werden.. . - : . ‚ .

De~i ar~gefochtenen Bebauung~•p‘l‘dri iege ddr ~ecYanke .zu‘g~unde~

dass“ dxponierte, im Stadtbild weith~n‘-in Ersche.i‘nung tretend~

Teile ~des w~sentlichen Steing~ubengebietes‘ in die zweigeschossige

Zohe einzui~dihen seien, Dieser ‘ii~htige‘Gedanke komme: ii‘~“d~i,‘

GÜtheissun~cn der Einspracher~. des Herrn‘ U.. JBüttiko•fe~ ‘und -Kon

so-rten sowie derjenigendes Bau-Departementes des‘Kantons

Solothurn durch den Gemeinderat zum Ausdruck.: i~a-b.eiden~Fällen

sei ausdrücklich auf die erh~‘ht.e und exponiert‘e Lage ‘der be

treffenden Grundstücke hingewiesen worden. Es sei daher will

kürlich, die gleichen Ueberlegungen nicht auch inbezug auf die

Grundstücke nördlicher Teil der Liegenschaft Glutzenhübeli und

südlich der Haffnerstrasse (GB Nrn,. 1770, 1771, 1772, 1855 und
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224) zur Anwendung zu bringen. Auch diese Grundstücke befänden

sich in städtebaulich exponierter, erhöhter Lage, was ftfr‘diö

b~ut~n GrUi~dstücke ~üdl~cI~ der Haffnerstrasse und für die

GB Nrn. 2807 iix~d 226 wei~.iger zutreffe. Die Beschwerdeführer

wpllten aber für ihre eigenen Grundstücke keine höhere Zonung

verlangen, als sie für die benachbarten Grundstücke für richtig

hielten. Es sei mindestens für den n~ördlichen Teil der Liegen

schaftGlutzenhübeli und das unmittelbar anschliessende Grund

stü‘ck‘G~ Nr. 226 inkonsequent und willkürlich, eine drei—

g~schbss±g~ Ueberbauung zuzula~en, w~hrend für ‘das viel

~enig~ ~xponi~erte ‘Gebiet nördlich und ~üdlich der oberen‘

Steingrubenstrassen mit dieser Begründung (exponierte ‘Lage‘)

zweigescho~si‘ge, Bauweise vorgeschrieben wird. Bemerkenswert

sei, dassdie Eigentümer.,~der.Liegen~cI~aft, Glutzenhübeli .anf‘äng

J4ch selbst das Begehren,~‘ge~tel1t hätt‘~n, denn nördliq~en,Teil

ihrer Liege.nschaft ~er zweig~schoss:igen Bebauung zuzuweisen.

Die Liegenschaft ‘Glutzenhüb‘e‘li stehe gemäss Regierungsrats

be~schluss “vom 14.3.1939 önter‘ Denkmalschutz, Es“handle si~h um

• einen Pi~oni-~Bau in beherrschender Lage. N~ch § 4 der Altertumer

Ve~o~nun~ vo~i‘~ 18.4.1962‘ b‘eziehe sich dies~r Schutz nicht nur

auf da~ Gebiet ‘selb~t«~ sond~rn aubh auf die Ui~gebung. Das sbi

~uch selbstverständ‘lich~ weil es sinnlos wäre, den Denkamlschutz

nür ~uf‘ein ‘Gebäude selbst zu legen, seine Umgebung aber :jeder

nur möglichen Veränderung und Verscharideluhg‘ aUsgesetzt zu lassen.

Auch Art. 71. Abs. 2 des städtischen Baureglernentes bringe diesen

Gedanken zum ‘Ausdruck.‘ Daher habe‘ seinerzeit auch das Erziehungs

• Departement des Kantons Solothurn‘gegen das BaugesuchA.

F~ückiger für ein 3~—gesc~ossiges Gebäude Einsprache erhoben. In

~der Einsprao1~.e sei, erwähnt worden, dass das Glutzenhübe1i~und seine

Umgebung: nicht durch uz~passende Bauten beeinträchtigt werden

dürfe, Derprojektierte :Neuhau‘ störe durch seine Grösse,u~d

seinen Baustil das :genann~e Ku1turdenkn~ial.
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~merkwürdig, ‘~/enr später Vert.±‘et.er

des Ka~it~is die Meinü~ Üert±~‘ete~. hätten, di~ .S~Z,i~g~g

~‘d‘~s R ierungsrat~s‘aus ‘dein Jahre 19‘39~bbziehe. s~icI~rmr .~u‘t‘~:die

~au‘t cii und B~uteiIe s~lbs‘t, hitige‘ge~fl-nicht ‘a‘üf die Umgebung

di~ser Denk‘lschutz bj~kte diid‘ erst düi‘ch § 4;‘der P~ltertUfli~—

Verordnung von 1962 sei dieS B‘~.‘ugnis d~s‘ Regi uiigs:r~te,s. ~

schaffen worden, gege1~enen~faIls ~ die. Umgebung eines O1~j~ktes

zu schützen; schliesslich sei dies im vor1iegendez~ ~a~l nicht.

g~chehet~, sodass. dem kantonal~ ~~~ma1schu,~tz nur ~ie Geb~ud.~

d‘~ :‘Giutzen:hübeIi~ nicht aber auch, ~.seine Umgebung, unterst [nden~

Dies~ Meinung stahe in offenem. ~gensatz zi~. .derjenigen~ die,

da s~ ‚Er z~ehungs—Departement in ~er.:z‘.i:tierten. Ein.s.pra~che vertreten

habe, und auch im Widerspruch zu der Praxis der so1qthu~rnisQi2en

Denkmalpflege. JJ~ter diesem Gesichtspunkt sei es unhaltbar und
unzulässig, die genannten Gebäude im B‘~reicia d~s Glutzenhübeli

in die dreigeschossige Zone einzubeziehen. Die Wirkung des

Denkn~I~chi~tzobjektes Glutzeiahüb‘eli würde durch dre‘igeschö.ssi~

Gebäüde schwer be~inträchtigt. Diese Meinung s~i ~iich‘ von .der.~

Ortsgrupp‘e Solothiirn des Sc“hw~±z~r Heimatschutzestind die‘~Eigen—

tü~e~ d~r benachbartenLiegenschaften ~rertret~n ~brden.‘:.~.‘.

Es sei daher unzulassig, durch einen Bebauungsplan d~r Gemeinde

ein durch kantonsrechtlichen Erlass geschutztes Objekt in seiner

Wirkung zu beeintrachtigen, wodurch der kantonsrechtlich verfugtc

Denkmalschutz illusorisch gemacht werde.

Es sei bemerkenswert, dass die Liegenschaft Kurt (GB Nr. 225)

offensichtlich mit Rucksicht auf die Liegenschaft Glutzenhubeli

in die zweigeschossige Zone einbezogen wurde, obschon sie nach

der topographischen Lage in keiner naheren optischen Beziehung

„zum Glutzenhü~eli s1~ehe. Die Inkonsequenz liege darin, dass der

nordliche Teil des Glutzenhubeli und die Liegenschaft ‘Fluckiger

(GB Nr 224) in d~i.e dreigesc~ossige Zone eingeteilt werden

sollen ‘‘
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c) irr~:ihrer :Vernehmlaesung; ve~‘wies d.i~, EinwohflQ~1~.
~Stad~ S.olothurn .~or. ..all~m: auf die Begründungen der Bau

1~ommiasion,L:des.G.e.me.ind.e~ates. und der GemeindeversammlUng hin,

sowieaur~einerwea.rl4flg der Rechtsbegehren der Beschwerde—

g~üp..p.e die durc Herrn~D~:, Charles, Stude‘r, Fürsprecher und.

Notar‘~ So,lothu~n,. vartre1e~a.‘wird.. .

Vor de G‘er~ind~versammluflg sei f6lgend~s‘Rechtsbegehren

gest~llt‘ word~~ ~‘ .~:. .. . ~.

‘!~s se~en“i~.m‘ ‘wähn‘t~n‘BD&~ungspl~1‘ folgende Gebiet~~es Teil-

~s‘tüd~es“ ~ ~ie‘Zdiie i~t‘ 2_geschoss‘iger:B‘auweise ~inzurei.ben:

Das ~ebie‘t w~st‘Ii~h des ‘flöl~bei~iweges bis ~ur‘Bergstra~se und~

südlich d~~‘Holbeinwe~g~Berg—

stras~e • ••~~‘ “: ‚~~‚ .‚ .‘~ . .

Das Begehren in der Beschwerde an den Regierungsrat

laute jedoch

ttEs sei im‘speziellen Bebauu~igsplan ~Westli~he StQi~u~e-~

GlutzenJaübeli~ das Gebiet west~i9h, des Holbeinwege.s~bis zur

Ber.gstrassa. und.,• sLidl~h de~ neiigeplanten V~r.bindu~gsstraS$e..,.
Holbeinweg-Berg.strasse. sow.ie,~a sGbiet ~wi~che~i Wa~s~nhai~.s~

strasse, Midartweg, Kreuzen~trasse und Krüzlimattweg in die

Zone mit 2-geschossiger Bauweise einzureihen, eventuell, es

sei die Einwohnergemeinde Solothurn anzuweisen, die .Abanderung

des Bebauungsplanes im vorerwahnten Sinne vorz~unehnien ?T

‚D,ami~t.werde auch ein dreig.eschossig eingestuftes Gebiet des Teil—

stuckes E umschrieben, das im Rekurs der Einsprec~ier an die

Gerneindeversammlung nicht bezeichnet worden sei Diese nach—

tragl~che Erweiterung des Rekursbegehrens sei unzul~ssig.

Den Protokollen der Baukommission, des Gemeinderates und

der Ge~neindeversammlung konnten folgende grundlegenden TJeberle—

gung~n2 welche zur Abweisung der Beschwerden und zur Gutheissung

des Planes im Ve~~hrei~ ±~i d~r ‘Ge~ix~d‘~ gefilhrt~iaben, ‘ent

nommen werden:
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Der Bebauungsplan ~Westliche Steingrube-Glutzenhübeli‘t

umfasse ein Gebiet anschliessend an den speziellen Bebauungs

pI~n 1~F ge~tz~östliöhe Steingru‘beht und sei begrenzt durch den

Sälirä±n, die ~Gemeindegrenze Riittenen, das Königshofar.eal, die

~die Kr.euzenstrasse, die Felswand des

Grafenfels und den:Blumenst.einweg~. Fi.irdie bessere Erschliessung

seien zum Teil n~ue Sh‘assen vorgesehen sowie neue Baulinien:.

mit einem Abstand :von 5.rn, FUr die Zonen zweigeschossiger Ueber

bauu±igsei eine Ausnützung~ziffer von 0.35,fiir diejenigen drei

geschossiger Ueberbauung eine solche von 0.7 festgesetzt. Nach

Abklärung der Frag~ einer Denkmajschutzzone beim Glutzenhübeli

sei man von einem absoluten Bauverbot abgekommen, da weder der Kanton

noch die Stadt gew~Jlt seien, die Entschadigungsfolgen zu tragen.

Heute konne in diesem Gebiet, wenn der Plan so genehmigt werde~

~weigeschossig gebaut werden, mit Gebaudeabstanden von 20 m

und einer Ausnützungsz.iff~r vo~O,2~

Bei der Auflage und den Einsprachebehandlungen des speziel

len Bebauungsplanes sei davon ausgegangen worden, dass die heute

bestehende di~e~ige~schossige ~Bau-zone nur bei ganz. zwingenden ~i~den

herabg~zont werden. solle.~.De:shalb sei nur dei~ StW~hangde.r~ Stein-

grube und nur. d.~rt, wo er~ eind~uUg eine Einfamili.enhausbebauu~ig
:~.au.fweise, der~die

jedoch: praktisch eben seien~ so]ilten::in der d~eigeschossigen.

Zone belassen werden~ Diese T~ile ~er Steingrube. vürden., weil

L:sie..flicht amHang ~gelegen seien, v~.n.Siiden her nicht in Er

sche±nung trete~i~ In dem in der ~re~geschossigen Zone b.ela,ssenen

Gebiet herrsche heute eine sehr verschiedenartige Debauung~

Es gebe sch6n etliche dreigeschos.Sig und garviergeschossig

wirkende Gebäude, besonders im Gebiet westlich des Holbeinweg.es
ünd an der Waisenhausstrasse. Daher wäre es wenig sinnvoll, dort

eine zweigeschossige Zone einzuführen. Im nördlich gelegenen

und topographisch flacheren Teil des Glutzenhübeli rechtfertige

es sich nicht, nur eine zweigeschossige Bebauung zuzulassen,

da dört eine dreigeschossige Ueberbauung nicht störe, wenn sie
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~d.h. in~er Stellung der Fassadenund

in,~hezug .auf.dieDachgest~J~•tung indieUmg~bung eingepasst werde.

Das vo~ s~h~n~e Strasaennet~ sei ‘~sic:he~~icht ideal~ M~n

sei jedoch an~vi~len O~t~ d~n Eihsprechernentgegengek~me~

und. habe die g~eplanter~ Strass~n ~oweit~ ~ls tragbar eingesbhränkt.

Schli~slich müsse~auchbedacht erden.,‘dass die ‘topographischen

- .Verhä1tni•ss~ in d‘e~r St~ingruhe ea ~ur mit sehr hohen Kosten

-zu1ies~en ‚ ein ~ entli~ch-bes~eres Strassensystern anzulegen.

Das Kanalisationsnetz in der Steingrube sei knapp dimensioniert.

Aus diesem Grunde habe man nicht noch zusatzliche Abwasser aus

fremden Gemeinden (Ruttenen) abnehmen konnen. Ob jedoch in diesem

Quartier zwei— oder dreigeschossig gebaut werden konne, spiele

insofern keine Rolle, als das Abwasser in jedem Fall abgenommen

werden musse. Ursprunglich sei die Kanalisation zonengemass, d.h

bis heute für eine dreigeschdssige Zon~‘gep1ant gewesen.

Iv~

~r~

Grunds~t~zlieh ~inid ~die G~meinden in Planungs~‘achen autonom,

.‘~wäs aus :ein~eni und~‘ätzli~chexi ~nl~cheid des .Rdgierungsrates vom

22~3l~56‘ orgehi~ {GE i957~YI. f~eft~ ~ 2Ö Seiten 42/43). In

einem kiir~lich ~~~öffent1ieht~n Urtei] hat das Schweizerische

~Kantbn~ Solothurn bei dieser

Aeu~b~iu~ b~ha‘ft~t (~GE 93 T. Seiten 434/35). In diesem ~ntscheid

definiert dab Bundesgericht die G~hieind~autdnomie ~ie fbl~t~

‘~Gemeindeaiitonömie‘ bedeutet Zuständigk~it der Gemeinde zur

selbs~tändigen Erfüllung~be~tim1nt~r öff~ntli~1ier Aufgaben. Wesen und

Umg‘äri~ dies~r Autonomie ~rgeb~n sichaus dem kantonalen Recht,

f~lchds däs Bundäsgericht frei oder unter de~*bedchränkten Gesichts—

wink~l~der Willktfr üb~rprüft~ je nachdem es sich um V~rfassungs

öd‘e~ Geset~esrecht handelt. Auf dem G~bi~te der Rechtsetzung ist

Gem,~ind~äutonomie demnach ‘dann an~unehmen, wenn‘ der kantonale

Gesetzgebar b±ne bes~tirnnite M~terie nicht abschliessend geregelt, die

Gemeinde zur Rechtsetzung ermächtigt und ihr dabei eine relativ

erhebliche Entscheidungsfreiheit zuerkannt hat. Dabei
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liegt eine Verletzung der Gemeindeautonomie vor, ~wenn die kantonale

Behorde eine ihr nicht zustehende Ermessenskoiiii~rolle durchfuhrt,

oder aber wenn sie bei der ihr an sich zustehenden Rechts— oder

Ermessenskontrolle willkurlich vorgeht.

Unter~dieser~ G~esichtspunkte,n sind. die~ in den Beschwerden

vorgebrachten Rügen zu unter.s~c1~en: .

a) Beschwerden. ~vo~ifIe±~rn :Di~ ~ Brösi ~d Koi~sorten~
vertreten.dw~.q~h.rn Dr~.Ch las tuder., Fürsprecher, Solothurn

Wie der Vertreter dieser Beschwerdegruppe selbst festgestellt

hat, unterlag die Einteilung des speziellen Bebauungsplanes

“Westliche Steingrube—Glutz~nhubeli“ in zwei— und dreigeschossige

Zonen vor allem asthetischen Gesichtspunkten Dort, wo ein Hang

nach Norden ansteigt, ist zweigeschossige Ueberb~uurig, dort

wo ein Grundstuck eben ist, dreigeschossige Ueberbauung voi~—

gesehene Bauten, die an einen Hang gestellt werden, treten

viel starker in Erscheinung als solche, die auf ebenem Ge

lande z.B. hinter der Hangkante stehen. Der Augenschein hat

diese Betrachtungsweise an unzahligen Beispielen unter Beweis

gestellt Bis heute war es moglich, in der Steingrube drei—

geschossige Hauser zu errichten, Von dieser Moglichkeit wurde zum
Teil auch ergiebig Gebrauch gemacht, wobei einige dieser Bauten

nach den heutigen, woiii etwas strengeren MasBtaben sogar als

viergeschossig bezeichnet ~]~deri könnten. Auf G~ ~ lB~5 ~teht

beispielsweise ein dreige~chossiges Haus (Haffnerstra~sse Nr..7);

die Hangkante des eigentlichen Gfl~tze~.hiibeliL liegt c~. :60 m‘

südlich dieses Hauses. Wendet man nun von der Abzweigung ..d~er

Bergstrasse in den Mühleweg den Blick zum erwähnten Gebäude

(Haffnerstrasse Nr. 7), dann erscheint dieses Haus ks~um ~nqch

als zweigeschoss.ig~ Das Grund.~tü~k,. auf. de~ es steht, ist

praktisch eben. .‚ .

Es ist unbestritten, das~ ~s iöh~böimSt~ing.rubencfuartier

um eine der schöner:en WohnI~ge~ide ~St~ädt Solothuril handelti

Gerade deshalb wurde auc~h dex~ z1Ie~Beb~uung.~plan “West

liche Steingrube_Gl~itzexhüb~li« t~~edrb~it~tund..zwar in der

Absicit, dass ein~teil~ du~bh ~d1b ~Hö~ab~onu.g.;äufz~eigeschossige
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AusnUtzungszonen, anderseits durch relativ niedrige Ausnützungs—
ziffe~‘r~ der~harakt~r dies~s Quartiers erhalten b1eib~, Aus dem
Plan selbst und den dazugehorenden speziellen Bauvorschriften
gehen die Bemuhungen der zustandigen Behorden der Stadt Solothurn
hervor, einen guten Kompromi~s zwischender Erscheinungsform
des Gebietes (höhere f-iäuser i~rerden etwas in d~n .Hintergrund
gedrängt., niedrige Bauart ist dort vorg~schrieben, wo der
Blick des Betr~achters ~vor allem hinfällt,, nämlich auf die

Sudhange) ~in~ einer doch‘ noch zeitgemassen Ausnutzbarkeit des
Bodens zu finden. Entgegen der Beschwerde kann es in keiner
Weise als willkurlich bezeichnet werden, wenn in diesem topo—
graphisch so unterschiedlichen Gebiet zum Teil dreigeschossig
und zum Teil zweigeschossig gebaut werden kann Im Gegenteil
konnte man hei der Topographie der Steingrube eher dann von
starr schematischer Planung sprechen, wenn das ganze Quartier,
wie es auch in der Beschwerde verlangt wird, gleichformig uber-~
baut werden sollte., Ob eine derart±geBauordnung freiliöh
wirklich willkurlich Ware, ist hier nicht zu entscheiden. Im
Entscheid der Gemeindeversammlung wird betont, dass nur jene
Gebiete der Steingrube herabgezont werden solltei~, wo dies
aus asthetischen Ueberlegungen unbedingt notig sei. An diesen
Grundsatz hat man sich gehalten und istdoch •auf eine ansehnlfehe
Fläche gekommen,. welche nun~ nach ~enehmigung des spezi~llen
Bebauungsplanes, nur noch z~eigeschossig überbaut werden darf~

i~ie~ Behauptung. in. der Beschwerde, woi~ach. eine dreigeschossige
Ueberbauung die Errichtung voll Mehrfamil.ienblöcken ermögliche.,,
ist nicht stichhaltig. Eine so1che~ Ueberbauung ist ohne weiteres
auch in einer‘. zweigesci~os$g~n zone denkbar,.

Eb~n~owenig ist er~*~iesen ~‘wi~ in der Ba~c.hwerde behauptet‘wird -‚

dass dei~ Plan allzus~hr auf ~gew‘Is~e Gegebenheiten Rücksicht nehme,
insbesondere darauf, dass schon mehrgeschossige Bauten vorhanden
sind~ Der‘ Augenschein;hat‘:‘zwar.: gezeigt, ‚dass in.der Steingrube
verschi~dene dreigeschosS‘~ge‘ Häuser stehen,.,die~iac1~ dem heutigen
Beg.rif~“sicher‘ni‘cht als.~ästI~et~sc-h einwandfre.i zu bezeichnen sind.
Solche .Häu‘ser.‘stehen*aber nicht nur ~. ‚den. als dreigeschossige

~‘..Zone vo~g~sehene~Gebiete~:, obschon, ~uch‘.dort~solche vorhand~n
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sind, Das bereits genannte und wohl wesentlichste Kriterium
der H~riglag~ (zwe~geschossig)oder de~ ebenenT~erassenlag~
(dr~ge~chö~sig) lässt aber in diesen Zonen eine dreigeschossige
Uebei~bauung zu, ohne dass solche Häuser unangenehm in Ersch~inung
treten würdei~Es‘handelt sich hier um typische“ Ermessensft‘~agen
- u~n Fragen der Gemeindeautonomie -.

Auoh das Argument, wonach bei verm~hrter Ueberbauung mit Block-
bauten (was kein~swegs. unbedingt einzutreffen braucht) der
motorisierte Verkehr.un~dj~a~iit der Lärm zunehme, kann nicht
gehört werden. Schon.hei~te ist der Grad der Motorisierung
— auch oder ganz besonders hei den. Bewohnern des Steingruben_:
qu~rtiers derart angestiegen, dass die bestehenden Quartier—..
wege kaum mehr als genugende Erschliessungsstrassen gelten konnen.
Daher haben die verantwortlichen Behörden auch in richtiger
Voraussicht die Baulinien entlang bestehender oder zukunftiger
Strassen .so gewährt, nass in Zukunft e~n Au~b~u dieser strassen.
auf eine vernunftige und zweckmassige Breite moglich ist. Auch
wenn überhaupt keine Veränderung der Zone innerhalb des Stein~
grubenquartiers vorgenommen worden wäre, hätte in absehbarer
Zeit ein solcher Bauli~ü‘~nplan zur Reservie~un~‘ des nötigen
Verkehrsraumes als vordriüglich erstellt werden‘ müsseI~ Die
‘Erschliessung eines Quartiers durch möderne: Stre~ssei~izüge von
zeitgemässer Breite, wenn möglich mit Trottoirs‘, hringt,.er—
wiesenermassen mehr Vorteile als;, Na~hteile für ‚je~.en einzelnen
Grundeigentümer ünd‘ Bewohner.

Nebst den genannten Richtlinien, wona~h an Hanglagen nur
zweiges~hö‘~ig gebaut werden kann, würd~ der ~1aii‘ j~‘ddoch aUcli‘
noch ganz allgernöin.nach. den Mögliöhkei~ten. der Einsichtnahme~~
in die diversen Gebiete eiiigeteilt~

In. der Beschwerde wird~ bemängelt, dass östlich des Holbeinweges
zweigeschossige, westlich aber- obschon,,,dex~ Rang dort ebenfalls
ansteige. - dreigeschoss~ge Bauweise ~iög4ch sei0 Der Augenschein
zeigte deutlich, dass das Gebiet. westlich ~es Holbeinw~g.es tat
sächlich. viel, weniger •eingese~en ~e~den kann~ als dasjenige östlich
davon. Im übrigen hat die Gempinde in $Qlche~~e~ailproblemen auch
einen gewissen Ermessensspi~e1raum. Anlässlich des Augenscheines
erklärte ein Vertreter der Stadt Solothurn, dass man tatsächlich
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darüber ~iskutieren. k~nnte, ob. event~e11 der südlichste Teil.

wes~lich des :Hoibei~nweges und nördlich der. Liegenschaft GB Nr. 225

auch.no~h~.hä~te :in~di& zweigeschossige Zone einbezogen werdei~

können~Auf:GB.:~r. 226 steht ein :eingeschossi~ger Kindergarten,

und die daneben liegenden Grui~dstüc1~G~ Nrr~ 1619, 1624. u~id 1630

sind, in ihrem südlichen Tei]~ in der heutigen Form kaum überbaubar.

Daher hat diese Frage wenig praktische Bedeutung, und es kann der

Stadt Solothurn nicht der Vorwurf der Willkur gemacht werden, wenn

sie ermessenweise dort eine dreigeschossige Ueberbauung vorgesehen

hat Schliesslich erwahnt die Beschwerde noch die beiden Grund—

stucke Kurt (GB Nr. 225) und Buttikofer (GB Nrn 240 und 3104),

welghe angeblich willkurlich in die zweigeschossige Zone einge

reiht worden seien. Das Terrain vor der Liegenschaft Kurt ist

leicht geneigt und weist - im Gegensatz zur Behauptung in der

Beschwerde— eher eine i~xponierte Lage auf. Das gleiche gilt fur

die Liegenschaft Buttikofer, die fur den Betrachter, der die

obere Steingrubenstras$e aufwarts geht, gut einsichtbar sich

darbietet.

Aus all.en‘.‘dieseri Gründen .ist ‚ersichtli~h,~da:ss. der spie~J~e

Bebauungsplan ~Wes~iich~~ke

willkürlich angelegt. wurde. Daher, sin~. d~i.e..~es.c1~erde~., ‚~‚~

Auf da‘~ Arguni~~ ~ii~dex~ ‘V~rr~ehnläs~ürig dö~ ‘S~adi~...Solö±hu~h~

es hätf~ :.eine..unz:u.l~ssige Erwditerung d~dr Rht~be‘gehren:im..Ber-.-.

schwerdeverfahren vor dem Regierungsrat~

nicht ein‘getr.et~en‘ zu we~rdex~., ~ c‘~ie ~betreffen~ ..~ei~iet~ ~uoI~.

Gegenstand der u~ter.b) zu.beh~n~e1nd.eziBeschw.ord,efl ..s~id

b) Besch~r~en~~ Born und.D.Er:itz..,Reifl±1ardt,“:~

In der. Behandlung dies.er..Beschwerd.efl wird auf die Erwägungen unter

a) verwiesen, insoweit die Pechtsbegehren und deren Begrundung
l4bereinstimmen. Es ist richtig, dass das Gebaude~Glutzenhube1i

auf GB Nr. 223 durch Verfugung des Regierungsrates unter Denkmal

schutz steht. Anwendbares Recht ist heute die ~erordnuflg des

Regierungsrates uber den Schutz der historischen Kulturdenkmaler

(Altertumer-Verordnung) vom 18 4,1962, welche in § 31 Abs. 2
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die. Ve~rordnung be~reffenc~. Schutz und Erhaltung vor~. Altertiimern

ur4dhi,s-torischen Kunstdenkmäle.rn im Kanton Solothurn vom 10.7.1931

mit: ~en.s~i.theriger~ Abänderungen aufhebt. Nach § 4 dieser Ver

ordnung. trifft der Regi~mungsrat die zur Erhaltung der schutz—

wi~digen, ho.storischen Kulturdenkmäler erforderlichen Massnahmen.

Diese~so1len sich gegebenenfalls auch auf die., Umgebung der DenI~

mäler erstrecken, soweit es zur Erhaltung des architektonischen

und geschichtlichen Zusammenhanges erforderlich ist. Für die

Unterschutzstellung der Umgebung ist jedoch eine ausdrückliche

Verfüguxig des Regierun~srates unerlässlich, die aber im vor

liegenden Fall nicht erlassen wurde. Nach § 18 sind hinsichtlich

der Entschadigungspflicht des Staates fur Schaden, die einem

Pi~iv~t~n auf Grund diese~V~i~o~dnüng erwachsen~ die Bestimmungen

des EG zum ZGB massgebend. Mit andern Worten gelten hier die

~l~i~hen Vorschriften ~~e~~bei Enteigfring~n (~ 242 EG z. ZGB).

Wollt~ man~äl~o die Umg~bung d~r Lie~gens~haft Glützenhübeli vor

Lfeberbauungen völlig freihalten, also ~mit ~inem Ea~iverbot belegen,

dannwürde jefres Gemein~es~ia, welches i~se Verfü~ng erliesse,

entschädigungspflichtig.

Indessen haben die veran•twortlichen0rgane..~er Stadt Solothurn

erkannt, dass der nördliche Teil von GB i~Tr. .223(Gll,1tzenhübeli)

wie auch GB Nr. 224 bei Beachtung ge,eign~ter Baiivorschriften ohne

Gefahr einer Beeinträchtigung des gesehützten Objektasdreiges.chossig

überbaut werden darf .. ..

Das Gebiet liegt hinter de~ Hangkant.e und, möglicherweise dort

zu errichtende Gebäude würden nicht -störe~id in Erscheinung treten.

Damit nicht genug wurden in den speziqll~n Bauvorschriften, be

sonders unter dem Abschnitt. “8. Denkmalschutzzone“ und “9. Aesthe—

tische Eingliederung“ noch derart.strenge ~estimmungen auf—

genommen, dass den Behörden der Stadt. ßolot1~urn jederzeit die

Möglichkeit offen bleibt, wirklich nur ästhetisch einwandfreie

Gebäude welche sich in die Umgebung einfügen, z~u •gestatten.

Als zuständig zur Sache muss iffl vbr~li~gei~ideii Falle des Orts—

bildschutzesdie Städt Soiothurn‘gelten‘.‘Wi~ ~choni iter a)

ausgeführt wurde, befinden sich die~ Grur~dstüc‘ke nördlicher Teil

der Liegenschaf‘t Glutzenhübeli ünd‘dar~n“~‘anschIiessend südlich

der Haffnerstrasse“auf~ aus diesem
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~Grunde in die dreigeschossige Zone eingereiht. Diese Grundstucke
liegen~ wohl erhoht, nicht aber exponiert, wie jene, die allgemein
gut einsehbar (Liegenschaften Kurt und Buttikofer) oder an nach
Suden geneigten Hangen gelegen sind. Daher ist es nicht als
Willkur zu bezeichnen, wenn die Grundstucke sudlich der Haffner
strasse bis zur Hangkante des Glutzenhubeli in die dreigeschossige
Zone einbezogen wurden.

Es trifft nach Meinungdx~sRegierungsrates nicht zu, dass der
spezielle Bebauungsplan. “Westliche Steingrube-G.lutzenhübeli~
das durch,kantonsr~chtlichenErJ-ass..geSchüi~Zte Objekt Glutzenhübeli
in seiner Wirkung beeintrachtigt und somit den verfugten Denkmal
schutz teilweise illusorisch mach~.Jn ~i~sem ZusammenI~ang i~t darauf
hinzuweisen, dass der H~uptteilvoi~GBNr. 223 (Glutzenh~ibeli). im
Beb~uungsp~a~ials Denkmalschutzzo~e(hellgrün gefä~b~) bezQ~.ch~1et
wurde,wobei eine Ausnützungszifi~er von 0,2 einzuhalten ist..
.Zusammen mit-den be~eit.serwäbnten strengen Regeln de~ spez~ellen
B~uvorsciriften~~e~onders was.~iter Ziff, 8 die Denkmalschutz-
zone anbelangt, ist Gewähr genug geboten, das.s~ ~iie. Umgebung
des geschützten Objektes weitgehend von störenden Baukörpern
freigehalten werden kann Es ist lediglich eine weitraumige
Bebauung zulassig, bei der die aussere Gestaltung der Bauten auf das
Schutzobjekt abgestimmt sein muss,~ Vorgeschrieben sind minimale
Gebät~deabstände ~ion 2c~ m, sowie max±n~ale c~ebäi~.eiängen von 25 m~
Auch die Stellung neu zu erbauender Gebäude i~t ~törge~chrieben.

Im Gegensatz zur Behauptung in der Beschwerde kann also gesagt
werden, dass durch den speziellen Bebauungsplan 1tWestliche
Steingrube—Glutzenhubeli“ in weitgehendem Masse die Umgebung des
Schutzobjektes vor der Ueberbauung mit Gebauden, welche
asthetisch einen schlechten Einfluss auf das unter Schutz stehende
Haus Glutzenhubeli haben konnten, freigehalten werden kann.

Aus allen diesenG n~er ist der speziel‘le Bebauungsplan nicht
als w~llkUrlich zu bezeichnen, da ibni erwi~spflerma$SQfl
~wurden~ In Grenzfällen,

die zu ent~cheiden~in~Eriii~ en der zuständigen Behörden liegt, kann
ebenfalls keine ‘Eed~ese~ von ~rmessensmissbrauch oder Willkür ~ die
den B~egierungsrat. zur :Ablehnu~igdes speziellen Bebauungsplane~ -
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veranissen musste. Daher sind auch diese beiden Beschwerden
abzuweisen.

v.
Das Planauflageverfahren ~rde ordnungsg~mäs≤ durchgeführt.
P1anungstecIrnis~h sind ~keine Bemei~kunge~u.- machen. G~ge~ die
speziellen Bauvorschriften ist ebenfa11~: nichts einzuw~den. Aus
diesem Grunde ist der spezielle Bebauungsplan “Westliche Stein—
grube-Glutzenhubell“ mit speziellen ~Bauvorschriften zu genehmigen.

Es wird
beschlossen -

1. Der spezielle Bebauui~igsplan “We~t1iche Steingr~be—G1utzenhubeli“
mit spezi~Iie~a Bauvorschrif‘ten~der Einwohhergemeinde S6~othurn
wird genehmigt.

2. Die Beschwerden:
a) Dr. Max Brosi, alt Oberrichter, Holbeinweg 11, Solothurn
b) Dr. Friedrich Urfer, Arzt, Holbeinweg 2, Solothurn
c) Dr. Albert Dobler, Zahnarzt, Midartweg 7, Solothurn
d) Kurt Flury, Gerichtsschreiber, Midartweg 18, Solothurn
e) Geschwister Bareiss, Holbeinweg 4, Solothurn

alle vertreten durch Herrn Dr. Charles Studer, Fürsprecher und
Notar, Solothurn,
sowie von
Herrn Dr. Walter Born, Haffnerstrasse 10, Solothurn vertreten
durch Herrn Dr. Fritz Reinhardt, Solothurn und
Herrn Dr. Fritz Reinhardt, Fuirsprecher und Notar, Haffnerstrasse 13,
Solothurn,
werden abgewiesen.

Genehmigungsgebtihr:

1/8 Ausfertigungskosten:
Publikationskosten: _________

Entscheidgebühr:

7/8 Ausfertigungskosten:

Fr. 140.-—
Fr. 63.——
Fr. 203,—— (Staatskanzlei Nr. 90) NN

von den Einsprechern zu
bezahlen per NN

Der Staatsschreiber:

Fr. 60.——
Fr. 9.—-
Fr. 14.—-

Fr. 83.—— (Staatskanzlei Nr. 89) RK
von der Einwohnergemeinde
Solothurn zu bezahlen.
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Bau—Departement (6), mit Akten
Kant, .Hoch~auamt
Kaflt~ Tiefb~üamt
~Plan und spez.

Bauvorschriften.
~ Sekretär de~ Bau~D~a~tementes 1W (4)

I~ant. Finanzverwaltung (2)
Amtschreiberei,Solothurn mit 1 gen. Plan ..

A~m~nnamt ~er StadtSbiothurn (2), mit 1 gen. Plan
und gen.Bauvorschriften

Hochbauamt der Stadt Solothurn (2) V

Herrn Dr. Charles Studer, Fürsprecher und Notar, Solothurn(6),
für sich und seine Kli~üt~n Fr. 145.—— NN

.:Rer~i. ~.~Fürsprecher ~md Notar, Solothurn
(2) für sich und seinen Klienten Fr. 58.—-NN

Am±sblat~ (Pu~lik~t~n von Ziff~ 1 de~ Dispositivs)


